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Lieben verboten!
Oh, Du "Zivilisation", Du s p ie ls t  den Verkehrspolizisten, der nicht 
nur den Verkehr auf der Straße regu liert ,  sondern auch darüber be­
f in d e t ,  wer auf den Wegen zu unseren Herzen fahren kann.

Oh, Du, die "Demokratie" der "Z iv ilisa tion“, wir danken Dir, daß Du 
uns die Last der Entscheidung abgenommen hast, in wen wir uns ver­
lieben, denn Du läßt uns keine Wahl, wenn Liebe Grenzen überschrei­
te t:

"Der Nachzug von Familienangehörigen zu Studenten und Auszubildenden

i s t  grundsätzlich nicht zu lässig . Eine eigene Ausbildung der Ehegat­
ten von Studenten oder Auszubildenden darf nur im ze it lichen  Rahmen 
der Ausbildung des Ehegatten zugelassen werden." (Ausländergesetz 
des Landes Hessen, identisch mit dem der anderen Länder)

Somit, is t  die Familienzusammenführung der schon im Heimatland verhei­
rateten ausländischen Studentinnen in der BRD ausgeschlossen. Geht 
man von einer 7-8jährigen Studiendauer aus, so is t  eine Bekanntschaft 
und anschließende Heirat im Urlaub im Heimatland während des Studiums 
kaum möglich, es sei denn, man/frau i s t  mit einem Strohwitwenleben 
über mehrere Jahre hinweg einverstanden.

Die Ehefrau/der Ehemann darf nur zum Studium in die BRD einreisen,muß 
s ie  allerdings wieder verlassen, wenn die Ehefrau/der Ehemann das Stu­
dium beendet hat: d.h. der/die nachgezogene Ehemann/Ehefrau darf sich 
solange in der BRD aufhalten, wie e r /s ie  auch. In diesem Fall muß in 
der Regel das Studium der/des nachgezogenen Ehefrau/Ehemannes abgebro­
chen werden, da beide Die BRD verlassen müssen. Die bis j e tz t  nach dem 
Studium in vom Arbeitsmarkt bedingten Fällen e r t e i l t e  Arbeitserlaubnis 
wird nach dm neuesten Gesetzesentwurf Zimmermanns nicht mehr möglich 
sein .

Die Demokratie, die abendländliche Z iv il isa tion  kümmern sich so sehr 
um uns ( ! ) ,  daß wir nicht in Urlaub zu fahren, keine Bekanntschaft zu 
machen und zu heiraten brauchen. Wozu denn so vie l Geld ausgeben?

In diesem Sinne wünschen wir Herrn Zimmermann nicht, daß er im Ausland 
lebt und hoffen, daß er sich im Urlaub nicht v er l ieb t.
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AUSLÄNDERFEINDLICHE PAROLEN MÜSSEN WEG !

In Dannstadt gibt es an sehr vielen  
Gebäuden ausländerfeidliche Parolen.
In einer Aktion am 9. Juli wollen wir 
auf diese Tatsache aufmerksam machen 
und aufzeigen, warum diese Parolen 
überhaupt entstehen.

Der Grund für die zunehmende Aus­
länderfei dl ichkeit i s t  die r a s s i s t i ­
sche Gesetzgebung und die ausländer­
feindliche Propaganda v ie ler  P o lit ik er .

Durch das Ausländergesetz, das Asyl- 
verfahrensgesetz usw. werden Ausländer, 
obwohl s ie  hier leben und arbeiten, 
keine demokratischen Rechte zugespro­
chen. So heben Ausländer kein Wahlrecht, 
können nur in bestimmten Fällen ihre 
Angehörigen in die BRD bringen und 
müssen bei geringsten Gesetzesverstößen 
schon mit der Ausweisung rechnen. Außer­
dem wird die Gesetzgebung von kommunalen 
Behörden bedenklos umgesetzt.

Wahrscheinlich noch im diesem Jahr 
wird das bereits  a ls  Entwurf vorliegende 
"Ausländerintegrations- und aufenthalts- 
gesetz" von der Bundesregierung durch­
gesetzt werden. Die neuen Gesetze dienen 
nur dazu, die Ungleichbehandlung von 
Ausländern zu legitim ieren.

Um dieser Staatspolitik  entgegenzutre­
ten, die sich z.B. mit rassistischen  
Parolen an Hauswänden äußert, wird die 
Aktion gegen Wandparolen gemacht. Wir 
fordern daher a l le  auf, die gegen die 
rass is t isch e  Unterdrückung und die Ver­
neinung demokratischer Rechte für Aus­
länder ein Zeichen setzen wollen, sich 
an der Aktion am Samstag den 9. Juli 
1988, um 10 Uhr auf dem Luisenplatz 
zu bete iligen .

Bereits am 16.6. haben wir dem Magistrat 
einen Brief geschickt, in dem wir ihn 
auffordern, die Wandparolen umgehend 
zu entfernen. Am Donnerstag den 30.6. 
treffen wir uns, um das weitere Vongehen 
nach der Reaktion des Magistrats, zu 
beraten.

Geplant i s t  e s , die wandparolen selbst 
zu übermalen, f a l l s  die Stadt bis dahin 
unsere Forderung nicht e r fü l l t  hat.

Deshalb kommt a l le  am 30.6.1988 
um 19 Uhr ins Alte Hauptgebäude THD, 
Hochschulstr. 1, Raum 25.

Die Ausländerinitiative Darmstadt 

Kontakt: c/o  ASTA THD, Hochschulstr. 1

Die Ausländerinitiativ,e 

t r i f f t  sich jeden Donnerstag 

um 19 Uhr im Alten Hauptgebäude 

der THD, im Raum 25



Macht, Vorurteil, Chauvinismus

Rassismus: Ursachen und
Auswirkungen

4- Von Jeya W ilson------
Was ist Rassismus? Es gibt so viele Definitionen wie es Manifestationen 
des Rassismus gibt. Es gibt eine Unmenge von Debatten um die Definitio­
nen und die Auseinandersetzung hält an. Obgleich es schwierig ist, einen 
Konsens zu erzielen, ist es möglich, drei Hauptbestandteile des Rassismus 
zu skizzieren: Vorurteil, Macht und Chauvinismus,
Sobald es einmal gebildet worden ist, ist das Vorurteilsprisma schwer zu ver­
ändern, da es als Fiiterungsmechanismus für aufzunehmende Informatio­
nen arbeitet. Es führt zu der Tendenz, neue Informationen, die die beste­
hende Haltung umstoßen könnten, zurückzuweisen, zu verzerren oder zu 
ignorieren, bestärkende Informationen dagegen aktiv zu suchen und zu 
selegieren. Diesr Prozeß versetzt Menschen ,Gegenstände und Ereignisse 
in Kategorien, für die eine fertige Antwort verfügbar ist.
Das Vorurteil ist latend, obwohl es die Möglichkeit aufweist, in Rassismus 

transformiert zu werden. Wie Ann Dummett vom Runnymede Trust es 
Q>rmuliert hat: »Wenn eine vorurteilslose Person denkt: 'Alle Juden sind 

verschlagen’ oder 'alle Schwarzen sind dumm' oder 'sie sollten keinen von 
diesen Leuten mehr ins Land lassen’, so richtet dieses Denken wenig Scha­
den an, wenn es ein ganz privates bleibt. Doch sobald es in Worten, die ver­
letzen können, wie in Stimmabgaben, die Einfluß ausüben, in der Verwei­
gerung eines Arbeitsplatzes, in der Veröffentlichung eines Pamphlets für 
Repatriierung ausgedrückt wird, wird es zur Rassendiskriminierung.« 
Obgleich es fraglich ist, ob Vorurteile gänzlich Privatmeinungen bleiben 
können, ist dieser Punkt doch klar herausgestellt.

Der Rassismus entsteht aus dem Vorurteil 
und nährt sich von der Macht. Rassismus 
kann nur bestehen, wenn eine ethnische 
Gruppe eine bevorzugte Stellung genießt 
und Ober Machtmittel verfügt, andere ethni­
sche Gruppen als wesentlich anders und 
minderwertig zu definieren. Macht maßt 
man sich aufgrund einer angenommenen 
kulturellen und/oder biologischen Überle­
genheit über andere ethnische Gruppen an; 
ihre Ausübung gestattet es der herrschenden

Kruppe, sich selbst systematisch zu bcvor- 
ilen und derart Ungleichheit aufrecht zu 

erhalten. 'Weiße* Geschichtsschreibung be­
trachtet 'Weiße* als von Natur aus den 
'Schwarzen* überlegen. Ihre Traditionen, 
Kultur und Religionen stärken die Vorstel­
lung von dieser angenommenen Überlegen­
heit und sichern somit die Kontinuität der 
deterministischen Ansicht, daß die Unter­
ordnung der Schwär ezen eine 'natürliche* 
sei.
Wenn eine vorwiegend einfarbige, mono­
kulturelle oder monoethnische Gesellschaft 
eine Bdrohung des Status quo wahmimmt, 
liefert ihr der Chauvinismus eine Waffe und 

. eine Sicherheitsfolie.
Chauvinismus schließt den Begriff des ex­
tremen Patriotismus oder der aggressiven 
Anhänglichkeit an eine Gruppe, eine Sache, 
einen Ort ein. Er enthält nicht nur die Idea­
lisierung von mit dieser Wesenheit verknüpf­
ten Werten - zum Nachteil von anderen kon­
kurrierenden Werten -, sondern auch den 
Glauben, daß jene Ideale von Natur aus 
überlegen und die Norm seien. In den Be­
griffen des weißen Rassismus betrachtet er 
die weiße Kultur als die Norm, Schwarze 
als Fremde, die eine Bedrohung dieser Kul­

tur darstellen, und beschwürt die nationa- 
listi&qhe Leidenschaft, um »die Herden 
dorthin zurückzuschicken, wo sie herge­
kommen sind.« Kurz gesagt, Rassismus ist 
die chauvinistische Antwort auf eine wahr­
genommene Bedrohung.

Die Wurzeln des Rassismus
Die wirksame Mischung aus Macht. Stolz 
und Vorurteil, die ein Klima des Rassismus 
schafft, hat ihre historischen Wurzeln in ei­
ner anderen tödlichen Mischung. Rassis­
mus, oder genauer der weiße Rassismus, ist 
ein Gebräu aus Kolonialismus, Kapitalismus 
und Christentum. Die drei Elemente sind 
natürlich eng miteinander verknüpft; der 
Kolonialismus als eine Ausgeburt des Kapi­
talismus, und das Christentum als das, was 
den beiden anderen die ideologische Recht­
fertigung liefert. Der Kolonialismus ent­
sprach in großem Ausmaß dem Bedürfnis 
des Kapitalismus nach Arbeit und Märkten. 
Für das Christentum bedeutete 'schwarz* 
zugleich böse, sündhaft und war mit dem 
Teufel und der Hölle verbunden; verglichen 
damit implizierte 'weiß' Reinheit, Unschuld 
und Güte. Womit ließen sich besser die libe­
ralen Gewissen beruhigen, die von den 
Schrecken der Sklaverei, Ausbeutung und 
der auf andere Weise bewirkten Entwürdi­
gung menschlicher Wesen schwer getroffen 
waren?
Ein gebildetes Publikum wie Sie bedarf kei­
ner weiteren Aufklärung darüber, wie Ihre 
Vorfahren mit der Bibel in der einen und 
dem Gewehr in der anderen Hand das Land 
meiner Vorfahren plünderten und ausraub­
ten, ihre Kulturen verweichlichten und dann
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die dhuzpe hatten, sie zum Christentum zu 
bekehren. Solchen historischen Wurzeln ist 
der weiße Rassismus von heute mit all seinen 
begleitenden Mythen entsprossen. Er 
kommt auf drei getrennten aber nicht not­
wendigerweise unvereinbaren Ebenen zum 
Ausdruck: der individuellen, institutionei­
len und internationalen.
Der individuelle Rassismus ist der am leich­
testen zu identifizierende, wiewohl der in 
vielerlei Hinsicht am schwersten zu be­
kämpfende. Jedes schwarze Individuum er­
fährt ihn immer wieder, tagaus, tagein. Mei­
ne früheste Erinnerung ist die, daß ich als 
Krabbelkind mit einem anderen spielen 
wollte, mit dem Erfolg, daß seine ältere 
Schwester, die ungefähr acht Jahre alt war, 
rief: »Geh nicht zu ihr hin. Sie ist schwarz 
und schmutzig.« Jahre später, als ich Aus­
tauschstudentin in den U.S.A. war, kam die 
Erinnerung dieses Ereignisses zurückge­
strömt, als der beste Freund des Jungen, mit 
dem ich mich verabredete, auf den Boden 
spuckte, als er mich sah, und sagte: »Mensch 
Bob, du hast mir nicht gesagt, daß sie 
schwarz ist.« Und gerade neulich beschwer­
te sich der in der Londoner U-Bahn neben 
mir sitzende Mann mit lauter Stimme: »Es 
gibt zu viele von denen da in diesem Land.« 
Doch sind das nur harmlose Vorfälle im Ver­
gleich mit den Entwürdigungen, die andere 
erleiden - wovon ich einen Vorgeschmack 
bekam, als ich 1981 mit meinem nicht-schwar­
zen Partner sechs Wochen lang durch Süd­
afrika reiste. Der individuelle Rassismus ist 
nicht einheitlich. Er wirkt auf Schwarze auf 
verschiedenen Wegen ein: von der Beschim­
pfung bis zum gewalttätigen, physischen 
Anschlag, ja Mord.

Der institutionelle Rassismus geht aus der 
Geschichte direkter Unterdrückung und 
Ausbeutung hervor, die aus der ungleichen 
Verteilung politischer, ökonomischer und 
sozialer Macht resultiert. Er errichtet Barri­
kaden gegen gleichen Zugang und gleiche 
Chancen. Eine Einwanderungspolitik, die 
nach dem Prinzip arbeitet, 'offene Türen 
für Weise und geschlossene Türen für die 
anderen', gibt ein Beispiel für institutionei­
len Rassismus. In Großbritannien begünsti­
gen die Einwanderungsgesetze erklärter­
maßen die Weißen gegenüber den Schwar­
zen. Main nehme z.B, den notorischen Test 
über den Einwanderungszweck, der den 
Nachweis verlangt, daß eine Ehe nicht zum 
Zwecke der Einwanderung geschlossen wur­
de. Die euro-kulturelle Kurzsichtigkeit wei­
gert sich, die Existenz geplanter Ehen in an­
deren Kulturen anzuerkennen. Meine Eltern 
trafen sich für eine halbe Stunde in der Ge­
genwart von Verwandten, bevor sie das Ehe­
gelöbnis austauschten. 55 % der Antragstel­
ler vom Indischen Subkontinent werden we­
gen des Einwanderungszwecks zurückge­
wiesen; weiße Ehemänner sind im Grunde 
genommen gar keine zurückgewiesen wor­
den.
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Die Erziehung gibt ein anderes vorzügli­
ches Beispiel für institutionellen Rassismus. 
Multikulturelle Erziehung als ein Allheil­
mittel für die Übel des Rassismus anzuprei­
sen, ist keine Lösung. Leider führt das Spie­
len von Steel-Drums und das Umherstolzie­
ren in Saris nicht zur Entfernung der 'Kein 
Zutritt für Schwarze'-Schilder. Was u.a. nö­
tig ist, ist eine radikale Revision des Lehr­
plans, damit die Schwarzen ihre Geschich­
te zurückfordem können. Weißen Schul­
kindern die allgemeine Erklärung der Men­
schenrechte und jede Vereinbarung und je­
den Vertrag beizubringen bis sie blau im Ge­
sicht sind, wird so lange nicht den kleinsten 
Unterschied machen, wie sie weiterhin Ge­
schichtsentstellungen gelehrt werden, die 
verheerenden Mythen über Schwarze und 
andere Minderheitsgruppen hervorrufen. 
Es wird z.B. selten gelehrt, daß Indien vor 
dem Kolonialismus Europa im Bereich der 
Verwaltung, des gewerblichen Könnens und 
des Handels um einiges voraus war, oder daß 
Schwarze Ähnliches vollbringen konnten, 
lange bevor Livingston Afrika 'entdeckte'.

Und das ist nur die Spitze des Eisbergs. Man 
nehme Recht und Ordnung, Wohnung, Po­
litik, Beruf, Gesundheit, soziale Einrichtun­
gen hinzu - die Liste des institutionellen Ras- 
sismus ist endlos.
Der internationale Rassismus ist die dritte 
Facette, und auch er ist vielfältig. Gerade so, 
wie der Liberalismus durch die Geschichte 
hindurch für jede Phase des Rassismus Ant­
worten bereitstellte, macht er es auch heute. 
Die 'Last des weißen Mannes9 von gestern 
ist jetzt transformiert worden zum 'Gewis­
sen des weißen Mannes9 von heute.
Geschickt unterstützt und angestachelt von 
Hilfs- und Entwicklungsorganisationen 
praktizieren die allmächtigen Medien einen 
heimtückischen Rassismus mit internationa­
len Verzweigungen. Zu oft zeichnen Fern­
sehprogramme, Pamphlete und andere For­
men der Publicity die Empfänger von Un­
terstützung als unglückliche Opfer natürli­
cher Katastrophen, die ohne selbstlose 
Barmherzigkeit sich selbst nicht vor der Ver­
nichtung bewahren können. Gefragt, was 
ihnen zur 'Dritten Welt9 einfällt, zählte eine 
Gruppe von Londoner Schulkindern dies 
auf: Armut, sterbende Säuglinge, Monsun, 
Krieg, Hunger,* Krankheit, Trockenheit, 
Kinder mit Blähbäuchen usw.. Ist es bei die­
ser Verzerrung der Wirklichkeit überhaupt 
ein Wunder, daß:
die Opfer der Ausbeutung (die unweigerlich 
schwarz sind) seiten nach ihrer Analyse der 
Gründe für ihre Situation gefragt werden.

Stattdessen läßt eine Armee von Experten 
für Unglück (mit wenigen Ausnahmen 
Weiße) sich herab, das, was die Opfer schon 
wissen und verstehen, zu erklären - daß die 
meisten 'natürlichen9 Katastrophen Men- 
schen-Werk (und zwar buchstäblich), ver­
meidbar und von genau den Leuten verur­
sacht sind, die sich nun als Retter maskie­
ren. Dies Phänomen des 'Helfersyndroms' 
ist nicht auf Helfen und Entwickeln be­
schränkt, sondern durchdringt jede Sphäre, 
in der Schwarze und Weiße aufeinandertref- 
fen. Man darf sicher sein, daß Freundlich­
keit und Barmherzigkeit töten können.

— daß der Begriff des ’Wirtschaftsflücht- 
tings’ bereitwillig akzeptiert worden ist. Er 
schließt von vornherein aus, daß die Stich­
haltigkeit der Prämisse in Zweifel gezogen 
wird, und akzeptiert die Regierungspropa­
ganda, wie in dem Falle, als die Regierung 
Sri Lankas behauptete, daß die Tamilen aus 
ökonomischen Gründen aus dem Land 
flüchten würden. Die den schwarzen Flücht­
lingen in Westeuropa zugemessene Behand­
lung und die Intensivierung von Bemühun­
gen, z.B. die Flüchtlingspolitik zu koordi­
nieren, sind ein Ausdruck des internationa­
len Rassismus.
— die Verwendung des Begriffs 'Dritte 
Welt’ selber rassistisch ist, da sie zu einem 
homogenen Stereotyp führt, um mit ihm die 
Mehrheit der Weltbevölkerung zu beschrei­
ben, wobei der Reichtum und die Vielfalt 
an Kulturen, Sprachen, Religionen und Le­
bensformen ignoriert wird.
— einem schwarzen Leben selten der gleiche 
Wert zugebilligt wird wie einem weißen Le­
ben; dies gilt besonders von einem schwar­
zen Leben in der 'Dritten Welt9.

Was also ist zu tun?

Der erste Schritt ist, den Mythos der Rasse 
für immer zu begraben. Rasse ist ein rassis­
tischer Begriff. Der Rassismus beruht auf 
der Voraussetzung, daß es Rasse gibt. Wie 
Sartre festgestellt hat, hätte der Antisemit, 
wenn der Jude nicht dagewesen wäre, ihn 
erfunden. Solange es den Begriff Rasse gibr, 
wird es auch Rassenstereotypen geben. Ras­
sismus ist weder etwas Natürliches noch et­
was Normales. Es ist ein künstliches Kon­
strukt, das geschaffen wurde, um Ungleich­
heit zu verewigen und zu leugnen, daß es in 
vivo und in vitro nur das Menschenge­
schlechtgibt. V
Der Rassismus wird nicht einfach dadurch 
verschwinden, daß man seine Existenz zu­
gibt. Um den Rassismus loszusein, müssen 
die eigentlichen Ursachen verändert werden. 
Das größte Hindernis für eine Veränderung 
ist die Entschlossenheit der Weißen, ein Sys­
tem von Privilegien aufrechtzuerhalten. Wie 
oft hört man Weiße darauf beharren, daß 
sie keine Rassisten seien und nicht davon 
profitierten, daß sie weiß sind. Sie beten viel­
mehr eine Litanei von Unterdrückungen he­
runter, die sie als Arbeiter, Frauen, Arbeits­
lose, Studenten usw. erleiden. Was verges­
sen wird, ist, daß dem Weißsein elementar 
ist, daß es Vorrechte verleiht, Vorrechte, die 
mit der Geburt anfangen.
Es ist, um damit anzufangen, viel sicherer, 
ein Weißer als schwarz zu sein. Man wird 
weniger leicht das Ziel von Brandanschlä­
gen, von polizeilichen Belästigungen, von 
Gewalt auf der Straße, gar von Lebensbe­
drohung. Desweiteren ist es leichter, viel 
leichter zu reisen. Man muß sich nicht mit 
der Erniedrigung von Einwanderungskon­
trollen, durch mißtrauische Einwande­
rungsbeamte und ebenso mißtrauische Zoll- 
und Sicherheitsbeamte konfrontieren. In 
bezug auf die Wohnverhältnisse in Großbri­
tannien hat der Rat für Rassengleichheit 
herausgefunden, daß bei der Verteilung von 
Ratseigentum in einem Londoner Bezirk 
88 V« des Neubesitzes an Weiße und 12 7t an

Schwarze vergeben wurde, obwohl die Zahl 
der Bewerber in beiden Gruppen etwa gleich 
war; ein keineswegs auf diesen Stadtteil be­
schränktet Muster.
Nur zu oft werden Veränderungen von Wei­
ßen initiiert und gemanagt, Beteiligungen 
von Schwarzen wird bestenfalls geduldet. 
Wenn Schwarze die Initiative ergreifen, wer­
den sie oft quer durchs politische Spektrum 
gentaßregelt und mit Anwürfen herabge­
setzt, die von 9umgekehrter Rassismus9 bis 
zur Unterstellung von 'Klassenspaltungsten­
denzen9 reichen. Der Streit darüber, ob es 
in der Labour Party 'schwarze Sektionen9 
geben sollte, kennzeichnet die Erbitterung 
und Verwirrung, die in bezug auf dieses Pro­
blem bestehen. Der Rassismus wurde von 
der Rechten wie der Linken ausgebeutet und 
gekaperti um ihren eigenen politischen Ab­
sichten zu dienen.
Dies ist das Mindestmaß an Wirklichkeit, 
wie es die Weißen, die sich dem Kampf ge­
gen Rassismus verschrieben haben, verste­
hen müssen. Das bedeutet, daß man mit dem 
Rassismus in einem selbst ins Reine kommen 
muß, der sich oft so tief eingegraben hs^fe 
daß man ihn noch nicht einmal w ahm im m c^ 
Letzten Endes ist der weiße Rassismus ein 
Problem der Weißem. Das heißt, daß man 
vom Helfersyndrom Abstand nimmt und 
den Schwarzen erlaubt, für sich selbst zu 
sprechen, wie versucht man auch sein mag, 
für sie zu sprechen. Das heißt ferner, daß 
man es den Schwarzen überläßt, Strategien 
für ihr Überleben auszuarbeiten, ohne sich 

‘einzumischen. Weil es welche gibt, die sa­
gen, daß die Ausrottung des Rassismus ein 
langer Prozeß sein wird, darf ich Sie daran 
erinnern, daß Ihre missionarischen Vorfah­
ren weniger als eine Generation brauchten, 
um meine Vorfahren zu Proselyten zu ma­
chen.
Aus dem gleichen Geiste wird das folgende 
'Rezept'gegeben:
— Maß dir nicht an, für andere zu sprechen.
— Erkenne den Rassismus in dir selbst.
— Begrabe für immer den Mythos der Rasse.
— Akzeptiere, daß Rassismus weder etwas 
Natürliches noch Normales ist.
— Verwende nicht den Rassismus z u g u n ^  
ten anderer Zwecke.

Oil> den Srhwac/en Zeit fllr Kllttt, Olt*
ne dich eitizuntischen.
— Arbeite für eine gleiche Verteilung von 
Macht und Privilegien.
— Hast du Zweifel, frage!
Jedes Engagement für eine Veränderung der 
Welt benötigt Handeln aus Überzeugung, 
die Bereitschaft, Risiken einzugehen, die 
Konfliktursachen anzugreifen und sich auf 
die Seite der Enteigneten zu stellen. Es ist 
dies eine Verpflichtung, von der ich hoffe, 
daß wir alle bereit sind, sie zu leisten.

Jeya Wilson, Oxford University, London, hat 
diesen Beitrag als einfahrendes Referat auf der 
Tagung »Fremdenfeindlichkeit und Rassismus 
in Europa«, in Westberlin, Nov. 87, vorgetra­
gen.
Die Dokumentation dieser Tagung kann beim 
Bildungswerkfür Demokratie und Umwelt­
schutz, Zeughofstr. 20,1000Berlin 36, angefor­
dert werden.

Erschienen in: Die BRÜCKE



ÄTHIOPIEN: „Alles an die Kriegsfront“ 
gegen das eritreische Volk

"Nach dem Motto 'alles an die Kriegsfront', m o b i l i s i e r t  das ADDIS- 

ABA B A  Regime die letzten Reserve des b i t t e r a r m e n  Landes" (SdZ.9.4.

1988) gegen das e r i treische Volk - Sach- und G e l d s p e n d e n  werden 

gefordert, Zwangsr e k r u t i e r u n g  intensiviert, die Truppen verstärkt.

Das erklärte Ziel der landesweiten militärischen Mobilmachung - nach den Alles- 

oder-Nichts Prinzip - ist "die Ausradierung der Rebellen in Eritrea und Tigrai," 

so verkündete es Kolonel MENGHISTU unverblümt auf der 8. Sitzung des ZK der 

"Äthiopischen Arbeiterpartei". 

Mit der Eskalierung des militärischen Abenteuers und Verstrickung in politischer 

Fanfare, versucht das Regime, derasäB Machtboden an allen Ecken und Enden zer- 

   bröckelt ist, sich am Leben zu halten.Seit Mitte März diesen Jahres mußte seine 

   demütigte und kriegsmüde Armee erhebliche Niederlage hinnehmen. Allein bei 

einem Angriff der Eritreischen Volksbefreiungsfront EPLF am 17.3.1988 bei 

AFABET sind 3 Divisionen (ca. 18,000 Mann) niedergeschlagen und riesieges 

militärisches Material erbeutet worden-. (Heute Journal ZDF v. 5.4.1988)

Um aus d i e s e m  Dilemma herauszukommen, m o b i l i s i e r t  das R e gieme eine 

Generaloffensive.Die Intensität und Umfang der V o r b e r e i t u n g  

v e r d e u t l i c h t  deren Ausmaß:

° Unterzeichnung eines halbherzigen "Friedens-" und Truppenab- 
zugsabkommens mit der somalischen Regierung, zwecks 
V e r l egung der P a n z e r g r e n a d i e r d i v i s i o n e n  aus dem Ogadengebiet 

nach Eritrea.

° Lieferung m e hrere Großraumflugzeuge und Kriegsmaterial aus 
der Sowjetunion in den letzten W o c h e n .(Hera 1«6 Tribüne 

8.4.1988)
° A n o r d n u n g  des Rückzugs aller auländischen Hilfsorganisatione 

aus Eritrea und Tigrai, um die Transportwagen, sämtliche Ein­

richtungen und G e t r e i d e l i e f e r u n g e n  für den K r i e g s d i e n s t  zu 

. verwenden.

f ° taktische politisch-diplomatische Annäherung mit der sudane­
sische Regierung, um den eritre i s c h e n  Kampf zu isolieren.

Dieses verzweifelte und unsinnige Vorhaben des ADDIS-ABABA Regimes, das 
verarmte äthiopische Volk in den Feldzug eines schmutzigen Aggressionskrieges 
zu hetzen,weist Parallele in der Geschichte auf. Der Ausgang des Abenteuers 

wird ebenfalls in das schmerzliche Kapitel der Geschichte eingehen. 

Unweigerlich wird dies das Elend des ohnehin schwer verarmten und von 

Hungersnot geplagten Landes verschärfen und mehr Kriegsopfer unter der 

Zivilbevölkerung Eritreas verursachen. Militärische Vorteile wird es dem Regime 
jedoch keinesfalls erbringen.

Entsetzlich ist die Tatsache, daß das äthiopische Regime ohne Anzeichen um 
Sorge über die verheerende Folgen, alle ausländische Hilfsorganisation zur 
Einstellung der Hilfsmaßnahmen in Eritrea und Tigrai angewiesen hat. Heute 
deutlicher denn je mißbraucht Menghistu Hunger als Wäffe. Bereits im Oktober 
1984 und Oktober 1987 lehnte der Diktator die Waffenstillstandsangebote der 

EPLF, um der Versorgung der Hungernden Priorität einzuräumen. Die Mehrheit der 
Betroffenen lebt in Verwaltungsgebieten der Freiheitsbewegungen EPLF bzw. TPLF.

Die Verhinderung einer menschlichen Tragödie darf nicht vom 
Gutwilleneines Regimes abhängen, dem an der Macht zu bleiben 
wichtiger ist, als Menschenleben zu retten.



Das eritreische Volk führt nun seit 27 Jahren einen bewaffneten 
Widerstand gegen die völkerrechtswidrige gewaltige Einverleibung 
seines Landes durch die äthiopische Regierung, und um die 

Wiedererlangung seiner legitimen Rechte. Die b e w a ffnete Form des 
Kampfes ist seine durch die Politik der jeweiligen äthi o p i s c h e n  

Regierungen a uferzwungene Wahl. Bei der Suche nach einer 

gerec h t e n  Lösung des Konfliktes hält die EPLF ihr

Fried e n s v o r s c h l a g  aufrecht, der dem e r i treische Volk ermöglicht, 
durch freie Wahlen über die Art seines zukünftigen Verhä l t n i s s e s  

zu Ä t h i opien zu entscheiden. Dennoch kann nicht alleine der 
starke Wunsch des eritreischen Volkes den Frieden bringen, solange 

nicht die internationale Gemein s c h a f t  seine V e r a n t w o r t u n g  

ü b ernimmbund das äthiopische Regime dazu bringt, auf unsere 

Friedens- und Gespr ä c h s a n g e b o t e  einzulenken.

Wir, die . in der BRD lebenden Eritreer, nehmen es zur

Pflicht, auf das bevorst e h e n d e  m ö r d erische V orgehen des ä t h i o p i s c h ­
en Mili t ä r r e g i m e s  a u f m erksam zu machen.

WIR VERABSCHEUEN DIE RÜCKZUGSANORDNUNG ALLER HUMANITÄREN ORGANISA­
TIONEN AUS ERITREA UND TIGRAI, DA DIES VERHEERENDE FOLGEN HABEN 
WIRD.

WIR VERURTEILEN AUFS SCHÄRFSTE DEN SCHEUSSLICHEN AGGRESSIONSKRIEG 
DES ÄTHIOPISCHEN REGIEMES UND DIE FORTGESETZTE EINMISCHUNG DER 
SOWJETUNION. •

WIR APPELLIEREN an die Bundesregierung, alle Parteien, 
Institutionen und alle, die für den Frieden arbeiten,

° die Verwirklichung des scheußlichen Vorhabens des ADDIS 

ABA B A  Reyimes zu verhindern uni unter Nutzung ihrer p o l i t i s c h ­

diplo m a t i s c h e n  und wir t s c h a f t l i c h e n  Beziehungen, zur 

friedlichen'Lösung des Konfliktes beizutragen.

° gegen die Einstellung der H i l f s maßnahmen in Eritrea und 

Tigrai zu protestieren.

° die Sowjetunion, zur Einstellung ihres u ngerechten

Einsatzes gegen das eritreische Volk zu drängen.

WIR APPELLIEREN WEITERHIN AN ALLE HUMANITÄREN ORGANISATIONEN, 
IHRE HILFSMASSNAHMEN MIT GLEICHER DRINGLICHKEIT IN J E D E M  
MÖGLICHEN WEG FORTZUSETZEN:

ERITREA: THE MILITARY SITUATION OF APRIL 1988

V.i.S.d.P. H. Zerom, Mainzerlandstr. 147, 6000 Frankfurt/Main



Kauft keine Früchte
aus S ü dc ifrika  !!!

*  14% der Südafrikanerinnen, die Weißen, 
besitzen 87% des Landes. Den 75% Schwarzen 
wurden 13% als Reservate zugewiesen.
* Bereits 8 Millionen Schwarze in Reservate 
ausgebürgert, zu"Ausländern" gemacht worden.

* Familien werden getrennt und allmählich 
zerstört, weil die Männer 11 Monate im Jahr 
in weißem Gebiet arbeiten, während die Frauen 
und-Kinder in den Reservaten bleiben müssen.
* Pro Stunde sterben drei schwarze Kinder an 
Unterernährung. Die Weißen dagegen haben einen 
der höchsten Lebensstandards der Welt.
* Tausende von Demonstranten, darunter auch 
viele Kinder, wurden von Polizei und Militär 
verletzt und getötet.
* Verhaftungen ohne Gerichtsverfahren und auf 
unbestimmte Zeit sind alltäglich. Folter is t  
Routine. Besonders se it Verhängung des Aus­
nahmezustands im Juli 1986. Auch Kinder und 
Jugendliche werden in den Gefängnissen fe s t ­
gehalten und gefoltert.
* Die Pressezensur wird ständig verschärft.
In Südafrika und im Ausland soll die Wahrheit 
über die Situation des Landes verschwiegen wer­
den.
* Apartheid-Südafrika überfällt die Nachbar­
staaten und hält Namibia militärisch besetzt.

Der frühere Ministerpräsident Vorster sagte: 
"Jeder Kauf eines südafrikanischen Produktes 
is t  ein neuer Baustein für die Mauer unseres 
Fortbestehens."
Wir aber wollen Apartheid nicht mehr unter­
stützen. Deshalb kaufen wir keine Früchte 
aus Südafrika.

Frischfrüchte müssen für den Kunden sichtbar 
und, eindeutiq mit dem Herkunftsland ausge­
zeichnet sein. Nur "AFRIKA" genügt nicht. 
(Verordnung der Bundesregierung vom 9.10.71) 
Für Konserven gilt diese Auszeichnungs­
pflicht seit dem 26.12.33 nicht mehr.

Frischobst- Kalender

Dez Jan Feb März April Mai Juni Juli

Aprikosen

Pfirsiche

Pflaumen

Birnen

Trauben

Äpfel
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Arbeitsbedingungen der

schwarzen Arbeiterinnen

Die Situation der schwarzen Arbeiterinnen 
auf Südafrikas weißen Farmen hat sich in 
den letzten 10 Jahren drastischeverschlech- 
tert und grenzt an Sklaverei. Schwarze be­
kommen Hungerlöhne, zwischen 25 und 35 
Rand (1 Rand 9 ca. 90Pf) monatlich oder 
gar keinen Geldlohn oder gar nur 2 bis 6 
Rand in manchen Gebieten.
üa es keine Arbeitszeitbegrenzung gibt, ist 
eine 60-Stunden-Woche normal. Pausen und 
Überstunden werden nicht berechnet. Arbeit­
erinnen sind abhängig von Farmenbesitzern, 
die Unterkunft und Schule stellen.
Farmarbeiterinnen haben keine Gewerkschafts­
rechte, sie sind der Willkür der Besitzer 
und der Regierung in Pretoria ausgesetzt.

Auf Wein-Farmen (wo die "cape"-rTrauben ge­
erntet werden) sind 7 von 10 Arbeiterinnen 
alkoholabhängig. Durch das "tot-System"
- ein Bonus für fleißige Arbeiterinnen oder 
auch der ,,Ersatz"lohn - konsumieren die 
Schwarzen bis zu 2 Liter Ausschußwein pro 
Tag, was verheerende Auswirkungen auf die 
Leute selber und ihre Kinder hat.
Kinder werden häufig aus der Schule geholt 
und gezwungen, bei der Ernte zu helfen. Nur 
wenige Schülerinnen erreichen einen Abschluß.
Gefangenenarbeit, trdtz ihres Verbots,< ist 
weit verbreitet auf den weißen Farmen.
Staatliche Kontrollen zur gerechten Behand­
lung der Arbeiterinnen sind kaum vorhanden 
und werden wenig durchgeführt.
Quelle: Boykott-Rundbrief Nr 34 der EFD,
New Nation v. 19.2.1987



Stellungnahm e von Karam Khella (Ham burg)

D e r  Im p e r ia l is m u s  s i t z t  in  d e n  K ö p fe n  d e r  L in k e n  

O d e r :  W a r u m  d i e  e n t n a z t e n  N a z i s  I s r a e l  u n t e r s t ü t z e n  u n d  

d i e  S o l i d a r i t ä t  m i t  d e m  p a l ä s t i n e n s i s c h e n  V o l k  v e r w e i g e r n

fch bin nicht in der Position, die palästi- : 
nische Revolution zu rechtfertigen oder 
beim KB gar zu entschuldigen. Wider­
stand des palästinischen Volks gegen Zio­
nismus ist der Kampf der Unterdrückten 
gegen ihre Unterdrücker, Kampf der Aus­
gebeuteten gegen die Ausbeuter. Er ist. 
der Kampf der Ausgeplünderten um die 
Rückgabe ihrer Produktionsmittel, die 
Wiedererlangung ihrer materiellen Rech­
te und die Wiederherstellung ihrer natio­
nalen Souveränität. Die Fronten sind klar 
und eindeutig. Die Barrikaden stehen. Je­
der reiht sich da ein, wo er hingehört. 
Niemand ist neutral. Der KB wollte gern 
mit einem Bein auf israelischer, mit dem 
anderen auf palästinischer Seite stehen, 
auf der imperialistischen und auf der an­
tiimperialistischen Hochzeit tanzen. Das 
ging leider nicht. In der Mitte konnte er 
auch nicht bleiben. So wich er ganz zur 
zionistischen Seite (Erklärung des Kom­
munistischen Bundes, Hamburg: „Warum 
wir nicht an der Demonstration (zur 
Unterstützung des Aufstandes in Palästi­
na) nicht teilnehmen werden”). Tatsäch­
lich hat der KB seit Ausbruch des Aufstan­
des in Palästina nichts unternommen, 
außbr eine Debatte anzuzetteln, die die 
Arbeit hemmt und Zweifel an der Gerech­
tigkeit der palästinischen Revolution auf-

kommen läßt. Sein Flugblatt, das er auf 
dem Aktionsbündnis verteilte, wurde von 
allen Teilnehmerinnen als eine Provoka­
tion empfunden, was zu seinem Aus­
schluß aus dem Bündnis führte. — Ein 
Vorgang, der in seiner Art in der Ge­
schichte der Solidaritätsbewegung einma­
lig sein dürfte. (1)

Das Problem, das hier anstcht, ist kein 
Problem der palästinischen Revolution; . 
mit ihr identifiziert sich die weltweite 
antiimperialistische Solidaritäts- und 
Kampffront. Das Problem ist ausschließ­
lich das des KB. Nur als solches möchte 
ich es im folgenden angehen. „ Ausschließ­
lich*4 bezieht sich nicht auf den KB als um­
schriebene Organisation, sondern auf die 
Strömung bundesdeutscher Linker und ih­
rer Gesinnungsgenossen in anderen impe­
rialistischen Staaten. Die Tragik dieser 
Linken besteht darin, daß sie in großen 
Strecken in Kategorien denkt, die der Im­
perialismus vorprogrammierte. Ihm ist 
dadurch gelungen, Teile der Linken in 
den Metropolen von der weltumspannen­
den antiimperialistischen und antizionisti­
schen Bewegung abzukoppeln. Erst das 
Schweigen in den Metropolen versetzt 
den Imperialismus in den Stand, offensiv 
gegen die Völker — gegen die Palästinen­
ser vermittels Israel — vorzugehen. Die
Negativkoalition von „Linken“ und Impe­
rial ismus/Zionismus ist — um es zu 
wiederholen — das Problem, mit dem 
uns der KB durch seine Erklärung einmal 
mehr konfrontiert. Das KB-Flugblatt 
steht nicht isoliert. Die Erklärung einer 
Delegation der Bundesgrünen im be­
setzten Palästina (taz-Schlagzeile „Realo- 
Grüne über Israel begeistert“; 24 10.87) 
oder der schriftlich deklarierte Solidari­
tätsentzug des KB sind symptomatisch 
für diese Einstellung. Diese Fälle sind die 
Spitze eines Eisberges. Nicht weniger ge­
fährlich ist die alltägliche Zersetzung der 
Solidaritätsarbeit lökal und regional. Die

GAL Hamburg erklärt öffentlich, die Ko­
sten für die Demo am 16.01.88 zu über­
nehmen, hinterher aber will sie davon 
nichts wissen. In früheren Jahren war es 
die Spezialität von Springer, unterstützt 
von der gesamten bürgerlichen Presse, ge­
gen die Trägerinnen der Palästina-Solida­
rität zu hetzen und den Antizionismus mit 
dem Antisemitismus gleichzusetzen. 
Heute ist diese Volksverhetzung keines­
wegs Monopol der rechten Medien. Ge­
genwärtig führend ist die taz, was den An­
tisemitismusvorwurf gegen die Kritiker

Israels bell illl. Vorläufiger Höhepunkt 
der Diffamierungen ist die Gleichsct/ung 
von ..Kauft keine Waren aus Israel** und 
„Kauft nicht beim Juden“ (KB-Erklü- 
rung). Mit der öffentlichen Vorverurtei- 
limg der antiimpcrialistischen-anti/.ioni- 
stischen Kräfte geht die Kriminalisierung 
des palästinensischen Widerstandes ein­
her. Die gezielt und systematische Disso­
lidarisierung. wie sie vom KB betrieben 
wird, zeitigt Erfolge. Den Menschen in 
der BRD fällt es leichter, für Chile oder 
gegen die Apartheid Südafrikas als für Pa­
lästina zu marschieren. Auch der KB 
wollte offensichtlich auf der Hamburger 
Demo am 16.01.88 nicht gesehen werden, 
bei der die Hamburger Bullen zusätzliche 
Repressionen erstmalig angewendet ha­
ben (u.a. Leibesvisitationen von Teilneh­
merinnen auf dem Weg zur Demonstra­
tion). Damit hat der Imperialismus einen 
weiteren Durchbruch erzielt: Die palästi­
nensische Revolution punktuell zu isolie­
ren. Jede gegenwartsbezogene Analyse 
des Imperialismus läßt deutlich erken­
nen, daß Israel für ihn eine absolute Prio­
rität darstellt. Im gleichen Maß unter­
drückt er die palästinensische Revolution 
und die Solidarität mit ihr. Bei einigen Tei­
len der westeuropäischen Linken ist diese 
Unterdrückung nicht mehr erforderlich;

sic vcr/.ichtcn von selbst auf die Solidari­
tät.

Teile der Linken sind bereit, soviel cin- 
zuräumcn. Israel sei vom Imperialismus 
(der USA) abhängig. Das reicht nicht aus. 
denn diese Annahme präjudiziell die 
Möglichkeit. Israel könne unabhängig 
vom Imperialismus existierend Israel 
wäre so mit einem unterjochten Staat der 
Dreikontinente vergleichbar. Israel aber 
ist Bestandteil der Strategie des Imperia­
lismus. Es steht und fällt mit ihm. In einer 
vom Imperialismus befreiten Welt gibt cs 
keinen Platz für Apartheid. Zionismus 
oder sonst einen rassistischen Staat. Da­
bei ist unerheblich, ob Israel in Palästina 
oder anderswo in der Welt bestehe.

Der KB schreibt: Israel verkörpere das 
Selbstbestimmungsrccht des jüdischen 
Volkes. Es gibt keine antisemitischere 
Äußerung als jene, die sich der KB zu ei­
gen macht. Antisemitisch deshalb, weil 
sie das „jüdische Volk“ mit dem zionisti­
schen Staat gleichsetzt und es damit für 
die Kriminalität dieses Staats, der ein ein­
ziges Kontinuum des Verbrechens gegen 
die Menschlichkeit ist, verantwortlich 
macht. Ein Punkt sei gleich richtigge­
stellt. Der Ausdruck „Antisemitismus44, 
der immer wieder von solchen Linken 
heraufbeschworen wird, wenn die Palästi­
nasolidarität erstarkt, um eben diese So­
lidarität zu ersticken, ist ebenso rassi-

, stisch wie sein Gegenpart „semitisch“. Er 
! unterstellt die Existenz einer semitischen 
Rasse (nach Meinung des KB mit dem 
„jüdischen Volk“ identisch); Gegner die­
ser Rasse seien „antisemitisch“. Wenn ich 
an der Behauptung, die Äußerungen des 
KB ist antisemitisch festhalte,* dann folge 
ich damit der KB-eigenen Logik. Jeden­
falls ist die Äußerung rassistisch.

Die Tragik des KB und Gesinnungsge­
nossen besteht gerade darin, daß eine Lin­
ke. die zudem kommunistisch sein möch­
te, nicht in den Kategorien des (marxisti­
schen) Humanismus, sondern des Rassis­
mus denkt. Der KB schreibt: „Die Leug­
nung des Selbstbestimmungsrechts des jü ­
dischen Volks von Israel ist spiegelbild­
lich das Gegenstück zur Negierung des pa ­
lästinensischen Selbstbestimmungsrechts 
durch die Zionisten” Nur nach rassisti­
scher Logik sind „Juden“ und „Palästi­
nenser“ „Gegenstücke“. Die Zionisten 
haben in Übereinstimmung mit Nazis 
und allen Imperialisten die Juden zu einer 
Rasse erhoben; der KB übernimmt diese 
Logik. Der Ausdruck „jüdisches Volk“ 
ist nur möglich, wenn unterstellt wird, Ju­
den seien eine Rasse.

Juden sind Angehörige der jüdischen 
Religion. Ein jüdischer Mensch hört auf, 
Jude zu sein, wenn er diesen Glauben än­
dert oder gar Religion überhaupt aufgibt. 
Der deutsche Faschismus hat eine bereits 
bestehende antisemitische, d.h. rassisti­
sche Tradition übernommen und sanktio­
niert: Judcsein ist ein Stigma, dem man

nicht entrinnen kann. Genau dies ist d;is 
Grunddogma des Zionismus. Aus einer 
Glaubensgemeinschaft ist eine Rasse ge­
worden. definiert durch die Blutschut/ge- 
set/e. die Nürnberger Rassengeset /e  
oder durch die rassistische Bestimmung 
Israels ..Jude ist der Sohn einer jüdischen 
Mutter“.

Das KB-Flugblatt trägt kein einziges 
Merkmal einer marxistischen Argumenta­
tion. Es übertrifft Springers Verhetzung 
und Spiegels Manipulation. Höre zum 
Beispiel: „Angesichts der in Teilen des Ak- 
tionfhündnisses herrschenden konfusen 
Vorstellungen. ist fiir uns unberechenbar, 
w ieweit es während der Demonstration zu 
Torheiten und Schlimmerem kommen 
könnte, die über die Grundtendenz des 
Aufrufs noch hinausgehen.“ Diffamie­
rung und Denunziation der die antiimpe­
rialistische und antizionistischc Solidari­
tät tragenden Kräfte. Die Grundhaltung 
der KB-Erklärung ist der Antikommu­
nismus. Ansonsten fordert der KB die Ka­
pitulation des palästinensischen Volks 
vor der Überlegenheit der israelischen Mi- 
litärgewalt. Die Forderung des KB ist 
identisch mit dem Diktat des Imperialis­
mus und Zionismus, die die Palästinenser 
zur Unterwerfung vor der weißen Herr­
schaft Israels zwingen wollen. Er stimmt 
mit dem Imperialismus überein, der die 
unterjochten Völker zur Aufgabe des be­
waffneten Befreiungskampfes veranlas­
sen will. Wie es nicht anders zu erwarten 
ist, verschwendet der KB keine Zeile über 
die Verbrechen Israels, das ja ein 
Bollwerk der europäischen Zivilisation 
gegen die asiatische Barbarei ist. Er leug-

Fortsetzung auf S. 13
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An den
Bundesvorstand des Deutschen Gewerkschaftsbundes

An alle Mitglieder der DGB Gewerkschaften 
Betr. : Warum hat derDGB Beziehungen zur 
rassistischen israelischen "Gewerkschaft" 
Histradut und verweigert palästinensischen 
Gewerkschften die Anerkennung? _________

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Woche für 
Woche, Monat für Monat berichten uns Organe 
des DGB und der einzelnen Fachgewerkschaf­
ten über Begegnungen zwischen Vertretern der 
Bundesdeutschen Gewerkschften und der isra- 
eliscen "Gewrkschaft" Histadrut. Bei den ge­
meinsamen Erklärungen wird stets die 
deutsch-israelische Freundschaft,beschworen, 
ln ihrer scheinbar versöhnenden Form verdrän­
gen diese Erklärungen jedoch die Realität des 

^palästinensiscen Volkes. Zahlreiche Leserbrie­
fe an die DGB-Presse, Anfragen und Kritik an 
die höheren Gremien sind ohne Echo geblieben. 
Deshalb sehen wir uns veranlast, die Form des 
offenen Briefes zu wählen,
i .  Seit dem 8. Dezember 198 besteht in den 
von Israel besetzten palästinensischen Gebie­
ten ein Volksaufstand, der von allen Palästi­
nensern getragen wird. Er ist die Antwort des 
palästinensisches Volkes auf die zionistische 
Besetzung seines Landes, auf die brutale Un­
terdrückung und extreme Ausbeutung. Der 
zionistische Staat begeht täglich Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit, um seine Herrschaft 
über Palästina zu halten. Er verübt kollektive 
Strafen: Zerstörung der Wohnhäuser, Evaku­
ierung ganzer Dörfer, Eineksselung der 
Flüchtlingslager, Deportationen, Erschießung 
unbewaffneter Demonstranten, Kinder nicht 
ausgenommen. Ziel dieses israelischen Staats­
terrors ist das palästinensische Volk in seiner 
Gesamtheit. Die Bilanz allein seit Ausbruch 
des Aufstandes:
200 Tote
12 000 schwer verletzte
6000 Verhaftungen, di Hälfte davon sind Kin­
der und Jugendliche zwischen 9 undiö Jahren 
300 schwangere palästinesische Frauen wur­
den von Zionisten bis zur Fehlgeburt verfolgt 
30 palästinensische Mädchen wurden von zio­
nistischen Siedlern entführt 
Inzwischen existieren ausführliche Berichte 
internationaler Kommissionen und Organi­
sationen über Folter an palästinensischen Kin­
dern in israelischen Zuchthäusern ebenso wie 
Berichte über Mord und Folter an palästinen­
sischen Gefangenen und über den israelischen 
Terror überhaupt. Wir verweisen auf diese 
Berichte, ohne den Inhalt im einzelnen an die­
ser Stelle auszuführen. Aus all diesen Gründen 
fordern wir als aufrechte Gewerkschafterin- 
nen und Gewerkschafter den DGB auf, sich der 
weltweiten Solidarität mit dem palästinen­
sischen Volk anzuschließen und sämtliche Be­
ziehungen zu Israel abzubrechen.

2. Der Aufstand des palästinensischen Volkes 
ist in seinem Kern eine Ergebung der Arbeiter­
klasse. 96.000 palästinensische Arbeiter und 
Arbeiterinnen aus dem Gaza-Streifen und 
150.000 Palästinenserinnen und Palästinenser 
aus der Westbank boykottieren seit dem 8. 
Dezember 87 die Arbeit in israelischen Betrie­
ben. Die zionistische "Gewerkschaft" Hista­
drut zahlt absolut keine Unterstützung an die 
palästinensischen Werktätigen. Im Gegenteil, 
die Histadrut betreibt die direkte und brutale 
Zerschlagung des Aufstandes und die Vernich­
tung seiner Führung. Die Histadrut tut es auf 
mehrfachem Wege:
a) Die Histadrut ist der größte Waffenpro­
duzent Israels. Sie stellt in erster Linie spezi­
fische Waffen zur Aufstands- und Wider­
standsbekämpfung her, die übrigens nicht nur 
in Palästina eingesetzt werden. 40% der ge­
samten israelischen Waffenproduktion wird in 
gewerkschaftseigenen Betrieben hergestellt.
b) Durch die Zwangsmitgliedschaft der Israe­
lis in Histadrut einerseits und die allgemeine 
Wehrpflicht andererseits ist die zionistische 
Armee ohne die Zustimmung der Histadrut 
nicht mobilzumachen. Israel hat die Armee 
vom Anfang an zur Niederschlagung des Auf­
standes eingesetzt.
c) Durch Versagen der Unterstützung der 
sonst mittellosen Palästinenser bei Lohnaus­
fall treibt die Histadrut die palästinensischen 
Arbeiterfamilien in den materiellen Ruin.
d) Histadrut sabotiert den Kampf der Palästi­
nenser durch den Einsatz von Streikbrechern. 
Die Politik Israels in en besetzten Gebieten 
trägt die Histadrut in vollem Umfang mit. Wir 
fordern deshalb den DGB auf, sämtliche Be­
ziehungen zur Histadrut abzubrechen.
3. Wir fordern den DGB auf, seine Beziehung 
zur Histadrut auch unabhängig von ihrer Poli- 
tik gegenüber dem Aufstand abzubrechen:
a) Histadrut ist nach eigener Definition eine 
zionistische "Gewerkschaft". Der Zionismus 
ist nach der Uno-Resolution 1974 Rassismus. 
Die Histadrut ist in Wort und Tat eine rassis­
tische Organisation und kann deshalb nicht als 
eine Gewerkschaft angesehen werden, denn 
eine Gewerkschaft ist eine Klassenorgani­
sation. Als Teil der internationalen Arbweiter- 
bewegung müssen wir -  nach dem Vorbild aller 
demokratischen Arbeiterorganisationen -  His­
tadrut boykottieren.
b) Histadrut ist wie gesagt größter Waffen­
produzent Israels. Ihre militärischen Produkte 
werden in allen fünf Kontinenten gegen Wider­
standskämpfer und Befreiungsbewegungen 
eingesetzt, vor allem aber gegen die ara­
bischen Völker und die Palästinenser. Auch die 
Bundesrepublik gehört zu den wichtigsten und 
zahlungskräftigsten Abnehmern von Hista- 
drutwaffen.



c) Histadrut hat sich schon lange bevor Israel 
selbst -  seit 1948 -  bestanden hat, die Politik 
des Landraubes, der Besitzwegnahme und Ver­
treibung von Palästinensern betrieben. In 
Umkehrung Naziparole "Kauf nicht beim 
Juden" gab die Histadrut die Parole aus: "Jü­
discher Boden, jüdische Arbeit, jüdische 
Ware". Opfer dieser Politik waren und sind die 
palästinensischen Bauern und Arbeiter, deren 
Boden, Besitz und Produktionsmittel von Zio­
nisten schrittweise beschlagnahmt wurden.
d) Auch gegenwärtig diskriminiert Histadrut 
palästinensische Arbeiterinnen und Arbeiter 
sowohl in den Histadruteigenen Betrieben als 
auch in anderen israelischen Unternehmen:
I. Histadrut bewirkt jährlich eine inflations­
ausgleichende Lohnerhöhung, mindestens je ­
doch 5%. Sie gilt allein den Israelis; Palästi­
nenser sind ausgeschlossen.
II. Der Lohn eines palästinensischen Arbeiters 
beträgt etwa ein Drittel eines Israelis bei ver­
gleichbarer Tätigkeit.
III. Palästinenser werden nur bei solchen Ar­
beiten eingesetzt, die Israelis selber nicht 
durchführen wollen.
IV. Für Palästinenser gelten die Tarifverträge 
nicht.
V. Palästinenser werden mehrheitlich als Ta­
gelöhner, Jobber und Leiharbeiter beschäftigt.
4 . Wir fordern den DGB auf, sich dafür einzu­
setzen, daß keine berufliche Ausbildung von 
Bundesbürgern in Israel abgeleistet wird.
Die Bundesregierung hat ein Gesetz verab­
schiedet, das in seiner Art international ein­
malig ist. Es erlaubt bundesdeutschen Lehr­
stellensuchenden, ihre berufliche Ausbildung 
ganz oder teilweise in Israel abzuleisten. Seit 
fünf Jahren vermitteln Arbeitsämter junge 
Menschen nach Israel. Der Sinn dieser Maßnah­
me besteht darin, die Produktionslücken, die 
durch die ausgedehnte militärische Ver­
strickung Israels entstehen, zu schließen. We­
gen der zunehmenden Weigerung, die Israel bei 
Juden in der ganzen Welt erfährt und der stei­
genden Rückwanderung von Israelis, bemühen 
sich die imperialistischen Staaten um den wei­
teren Bestad Israels: a) Sie stellen ihm großzü­
gige finanzielle Subventionen zur Verfügung. 
50% des israelischen Haushalts ist fremdfinan­
ziert.
b) Sie bewaffnen Israel bis an die Zähne, und
c) sie beliefern ihn mit Menschenmaterial und 
Söldnern.

Israel braucht derzeit vor allem Menschen, 
um
a) die Palästinenser zu kontrollieren und un­
terdrückt zu halten,
b) die Gebiete aus Ägypten, Jordanien, Syrien 
und Libaon sowie ganz Palästina besetzt zu 
halten.
c) weitere militärische Abenteuer zu starten, 
vor allem als Arm der imperilistischen Staaten 
zur weltweiten Widerstandsbekämpfung.
5. Jahrzehntelang hat der DGB über seine 
damals noch gewerkschaftseigene Bank für 
Gemeinwirtschaft von der Ausbeutung der 
Palästinenser profitiert, da die BfG Filialen im 
besetzten Palästina unterhält. Wir fordern den 
DGB auf deswegen die hohen Gewinne als

Wiedergutmachung an das palästinensische 
Volk zurückzuzahlen.
6. Wir fordern den DGB auf, die Neue Heimat 
International(NHl) in Israel sofort aufzulösen. 
Am Neue Heimat Skandal ist die alte 
DGB-Führung im Vetter zurecht gestürzt wor­
den. Wir meinen, daß die NHI um ein Viel­
faches einen größeren Skandal darstellt. Der 
NHI-Besitz ist durch die Besitzwegnahme 
plästinensischen Bodens zustandegekommen. 
NHI-bauten in Kibbuzim sowie Hochhäuser 
sind auf einem Meer plästinensischen Blutes, 
das Israel vergossen hat, errichtet worden.

Wir rufen den DGB auf, geben Sie sofort den 
Besitz der NHI an die Palästinenser zurück. 
Dazu schlagen wir vor, daß aus NHl-Bauten 
öffentliche Einrichtungen in palästinensischer 
Selbstverwaltung werden sollen. Vorschulein­
richtungen, Schulen, Universitäten, Frauen­
häuser, Kliniken, Gesundheits- und Sozialsta­
tionen, Studentinnen Wohnheime und andere 
Einrichtungen der öffentlichen Versorgung von 
Palästinensern werden dringend benötigt. 
6. Wir fordern den DGB auf, die palästinen­
sischen Gewerkschaften anzuerkennen. Meh- 
rere zehntausend palästinensische Arbeiter 
und Arbeiterinnen sitzen in zionistischen 
Zuchthäusern wegen des einzigen Verbre­
chens, palästinensische Gewerkschaften auf- 
zbauen oder zu unterstützen. Israel hat alle 
palästinensischen Gewerkschaften verboten. 
Es verfolgt ihre Funktionäre und Mitglieder 
mit schwersten Strafen. Das elementare 
Recht, gewerkschaftlich organisiert zu sein, 
gilt als schweres Verbrechen, wenn es von Pa­
lästinensern in Anspruch genommen wird. Der 
DGB hat es hingenommen, im Namen der 
bundesdeutschen Abeiterbewegung Kontakte 
zu Israel zu unterhalten, obwohl die rassis­
tische Arbeiterpolitik der Zionisten alle ge­
werkschaftlichen Prinzipien außer Kraft 
setzt. Der DGB hat sich dadurch der Diskrimi­
nierung der palästinensischen Arbeiterklasse 
schuldig gemacht!

Wir fordern den DGB auf palästinensische 
Gewerkschaften sofort anzuerkennen und mit 
allen Mitteln zu unterstützen.
8 . Wir fordern der DGB auf, die PLO als einzi­
ge legitime Vertreterin des palästinensischen 
Volkes anzuerkennen!
Die PLO ist an der UNO mit Beobachterstatus 
vertreten. Sie ist Mitglied zahlreicher inter­
nationaler Organisationen, z.B. der blockfrei­
en Staaten und der arabischen Liga. Alle fried­
liebenden Völcker unterstützen die PLO. 132 
Staaten erkennen die PLO als einzige legitime 
Vertreterin des palästinensischen Volkes ari. 
Der DGB möge als erste 
große bundesdeutsche Organisation die PLO 
anerkennen und für die Rückkehr, Eigenstaat­
lichkeit und Selbstbestimmungsrecht des pa­
lästinensischen Volkes eintreten.

Palästina-Schulungsgruppe ( Hamburg) 

Palästinensische Studenten-Verein- Darmstad 

Ausländerausschuß der THD.
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Keine Hinrichtungen 
antifaschistischer 

Widerstandskämpfer 
in Chile

CARLOS ARANEDA HUGO MARCHANT JORGE PALMA

Die chilenische Staatsanwaltschaft hat gegen bisher 15 
Chilenen, die gegen Pinochets Diktatur Widerstand lei­
sten, Todesstrafe beantragt. Gegen einen von ihnen, Car­
los Garcia, wurde aufgrund des anderslautenden 
Votums eines einzigen Richters statt Todesstrafe lebens­
lange Haft verhängt. Für drei weitere Gefangene, Hugo 
Marchant, Jorge Palma und Carlos Araneda - alle in der 
1. Instanz zum Tode verurteilt - wurden jetzt schon 
mehrmals Verhandlungstermine der 2. Instanz ange­
setzt. Bisher wurden die Termine immer wieder verscho­
ben. Diese permanente Drohung mit dem anstehenden 
Prozeßtermin, wo die Gerichtsbarkeit der faschistischen 
Diktatur Pinochets über Leben und Tod der politischen 
Gefangenen entscheiden wird, soll die Gefangenen zer­
mürben. Jederzeit kann der Prozeß stattfmden.
Die Regierung der BRD hat nicht nur die Möglichkeit, 
politisch und wirtschaftlich Druck auf Pinochets Junta 
auszuüben, sondern sie kann direkt die Aufnahmebereit­
schaft für die von der Todesstrafe bedrohten Chilenen 
erklären und ihnen Asyl anbieten. Aber das ist bis heute 
nicht passiert! Die lebensbedrohliche Situation der 15 
Chilenen war im letzten Sommer dafür gut, daß der 
CDU-Arbeits- bzw. Arbeitslosenminister Blüm sich in 
der Presse profilierte. Aber konkrete Schritte wurden 
bisher nicht unternommen. Nur öffentlicher Druck 
kann die Bundesregierung zwingen, den bedrohten Chi­
lenen sofort Asyl zu geben!

Jorge Palma, 
ein zum Tode Verurteilter:

„Auch die mildeste Analyse der chilenischen Justiz wird bewei­
sen können, daß diese völlig parteiisch und den Interessen der 
Diktatur untergeordnet ist. Die verschiedenen juristischen Ver­
drehungen, die w ir in diesen Prozessen erleben mußten, sind 
nur so zu verstehen. Es ist klar, daß wir genauso wie unser Volk 
gegenüber den Verbrechen und Gew alttätigkeiten der Dik­
tatur völlig wehrlos sind. D. h. unser Leben zu retten hängt 
nicht ab von einer guten oder schlechten Beweisführung zur 
Urteilsbegründung, sondern von den Kräften, die wir auf natio­
naler und internationaler Ebene sammeln können, welche For­
derungen aufstellen und die Diktatur zwingen, die Todesstrafe 
nicht anzuwenden. Außerdem hat man nicht zum Tode verur­
teilt, weil wir die eine oder andere Straftat begangen haben, 
sondern weil wir gegen die Diktatur kämpfen, werden wir 
politisch verurteilt. Diese Situation zwingt uns, den Gerichten 
auf der Ebene zu begegnen, auf der die Dinge sich auch 
tatsächlich abspielen, d. h. auf der politischen Ebene. Daraus 
resultiert die Wichtigkeit, diese Instanz als Anklagebank

gegen das Regime und seine Justiz auszunutzen, um die 
Gründe für unseren Kampf zu erklären. In einer Gesellschaft 
wie der unsrigen ist dies wirklich ein Privileg. Und wenn man 
die Todesstrafe vollstreckt, dann hatten wir die Gelegenheit zu 
sagen, was wir denken. Eine Gelegenheit, die Hunderte von 
Menschen, die die Diktatur hat verschwindenlassen und exeku­
tiert hat, nicht hatten.
••• Die Diktatur hat keinerlei Recht, die Todesstrafe gegen 
irgendjemanden anzuwenden, am wenigsten gegen die, die für 
die Einsetzung einer w ahrhaftigen Demokratie in Chile kämp­
fen. Gegen diese Art von Todesstrafe führen wir unsere Kam­
pagne durch, denn sie wird von einer Diktatur vollstreckt, die 
in ihrem Ursprung und in ihrem Verhältnis zu der Gesellschaft 
illegitim ist.
... In Chile selbst müssen wir berücksichtigen, daß wir hier­
unter einer Diktatur leben, und deshalb die Verbreitung unse­
res Problems sich in einem Klima enormer nachrichtlicher 
Restriktionen ab spielt; in einem Klima der Repression, wo 
unsere Familienangehörigen verhaftet werden und ihre Woh­
nungen durchsucht werden. Trotzdem w urde erreicht, daß die 
wichtigsten sozialen Organisationen unseres Landes (CNT, 
COFECH, etc.) ihre Ablehnung der Todesstrafe zum Aus­
druck bringen und unsere Situation im Auge behalten. Das 
gleiche passiert im Bereich der Gew erkschaften, wo man eine 
breite Bewegung aktiver Solidarität und permanenter Mobili­
sierung erreicht hat.
... Ich möchte noch einmal die Überzeugung unterstreichen 
von der Richtigkeit unseres Kampfes und mein Vertrauen in 
den endgültigen Sieg. Und daß ganz gleich, wie das Ergebnis 
unserer Prozesse auch sein w ird, unser Volk nicht den Mut 
verlieren wird und noch eifriger weit erkämpfen,wird.“

Fortsetzung aus S. 10

net die revolutionäre Prespektive. In der 
Tradition des bürgerlichen Geschichtsfa­
talismus, Skeptizismus und Pessimismus 
negiert er die Aussicht auf Erfolg des 
Volksbefreiungskriegs: es habe keinen 
Zweck, Widerstand zu leisten. Über all. 
die durch das Flugblatt aufgeworfenen 
Fragen zu diskutieren, ist müßig, denn 
die Voraussetzung fehlt. Auf der Grundla­
ge des Rassismus kann keine Diskussion 
über die Theorie und Praxis der Revolu­
tion geführt werden. Der KB hat sich 
selbst aus der Solidaritätsbewegung hin- 
auskatapulticrt. Er hat sich nicht nur ge­
gen das palästinensische Volk, sondern 
auch gegen die überwältigende Mehrheit 
der Juden in der Welt, die Israel aktiv, zu­
mindest passiv ablchnen, gestellt.



»... Hast du dem Brot gegessen? Hast du ruhig geschlafen?
Konntest du sprechen? Deine Hand ausstrecken?
Hast du daran gedacht, aus dem Fenster zu blicken?
Hast du beim Klopfen an die Tür gelächelt?

Wenn es der Tod ist, kommt er immer nur als zweiter,
Immer an erster Stelle steht die Freiheit.«

4.3.1990
(Jannis Ritsos, »Elementares«, aus: »Korridor und Treppe«)

Es ist diese Reihenfolge der Dinge, die sieb in Werk und Leben 
des griechischen Dichters Jannis Ritsos stets wiederholt hat: 
zunächst die Freiheit, dann erst der Tod; nicht umgekehrt und 
ohne »wenn« und »oder« dazwischen -  eine durch ständigen, 
überall stattfindenden Kampf dem Tod abgerungene Freiheit. 
Darum ist so häufig von ihm, dem viclgestaltcn »thanalos«, die 
Rede, darum erscheint sie, die verletzliche »cleftheria«, in so 
schlichten Gesten, deren Kostbarkeit einem erst bei ihrem Ver­
lust auffällt.
»Konntest du sprechen? ...«  -  in einem Land, in dem seit der 
über vierhundert)ährigen osmanischen Okkupation bis in die 
allerjüngste Zeit fremde und einheimische Despoten es sich an­
gelegen sein ließen, das Volk seiner eigenen Sprache zu berau­
ben oder sie ihm -  wie zuletzt nach dem Militärputsch von 
1967 -  per Dekret zu verbieten, in einem solchen Land stellt 
sich diese Frage sehr konkret und so wird sie auch verstanden. 
»Hast du dein Brot gegessen? ...«  Wo in den Zeiten des Wi­
derstandes gegen Diktatoren und Unterdrücker -  und wann iin 
modernen Griechenland hätte es diese Zeiten einmal nicht ge­
geben? -  Hunderttausende nieder gemetzelt werden oder am 
Hunger buchstäblich verrecken, ist ein solcher Satz mehr als 
bloße poetische Formel. Aber wo steht geschrieben, daß Poesie, 
gerade wenn sie von elementaren menschlichen Bedürfnissen 
handelt, formelhaft sein muß? 1949, auf eine der griechischen 
KZ-Inseln deportiert, schreibt Ritsos in den »Vierteln der 
Welt«:

»So klein war unser Traum
aber dieser Traum war der Traum
aller Hungernden und Entrechteten
und die Hungernden waren viele
und die Entrechteten waren viele
und der Traum wuchs -  allmählich wuchs er
immer derselbe, rund wie ein Laib Brot...«
Philhellenische Gymnasiallehrer, die man in diesem Land zu 
lange auf »griechische Dichtung« -  oder was sie dafür hielten -  
losgelassen hat, befanden noch in den siebziger Jahren, »revo­
lutionärer Linkssozialismus« habe »das wahre Gesicht des 
Dichters mitunter verhüllt«; in Wirklichkeit verhält es sich wohl 
eher so, wie Ritsos selbst in seinem Aragon gewidmeten Ge­
dicht »Brüderlichkeit« meint:

»Leicht erkennen sich, untereinander, die Dichter - nicht 
durch große Worte, die die Menge blenden, nicht 
durch rhetorische Gebärden, allein durch etwas 
ganz und gar Banales von verborgener Größe ...«
Einige der großen Poeten dieses Jahrhunderts wie Louis Ara­
gon, Pablo Neruda, Nazim Hikmet u. a. -  durchweg, linke 
Sozialisten -  beschäftigten sich denn auch schon früh mit dem 
Werk des Dichters Ritsos und erkannten dessen Größe. Anderen 
blieb sie ungebührlich lange verborgen. Eines der bekanntesten 
deutschen Weltliteratur-Lexika z. B. hat für Ritsos ganze fünf 
Zeilen übrig, widmet aber einem inzwischen völlig vergessenen 
rechten Schöngeist wie Kanellopoulos, der mit rechtsradikaler 
Politik viel, mit »Weltliteratur« wenig zu tun hat, die dreifache 
Zeilenmenge.
Jannis Ritsos -  der Name ist in mehrfacher Hinsicht Synonym 
für Griechenland, allerdings für jenes andere Hellas, »L’outre 
Grfcce«, das in den literarischen Ausflügen des gebildeten 
Mittelmeer-Tourismus nicht vorkommt. Sein Leben und sein 
dichterisches Werk sind eng mit der Geschichte dieses Grie­
chenland verknüpft; seine Biografie darlegen heißt ein Stück 
griechischer Historie entfalten, seine Dichtung wäre ohne sic 
nicht denkbar.
»Vermutliches Datum meiner Geburt: 903 vor Christus, ebensogul 
wie 903 nach Christus. Ich habe studiert die Geschichte der Ver­

gangenheit
und der Zukunft in der zeitgenössischen Schule des Kampfes. Mein 

Beruf:

reden ohne jemuls zu enden - wus sonst? . . .
Darüber hinaus nur eine Gewißheit*: mein Geburtsort: Akra Minoa.« 
(Jannis Bilsos, »Ausweise«, aus: »Moncmvasia«)

Akra Minoa, das ist der antike Name für Moncmvasia auf dem 
südöstlichen Peloponnes, wo Ritsos 1909 geboren wurde. Die 
geographische Lage Moncmvasias entbehrt nicht einer symbo­
lischen Bedeutung für die Beschäftigung mit Jannis Ritsos und 
seinem Griechenland. Wer dort hinkommt, sicht zunächst nur 
ein steiles, kahles Bcrgmassiv, nichts weiter, kein Anzeichen 
von Leben oder gar einer Stadt. Um nach Monemvasia zu ge­
langen, muß man entweder über den Berg oder um ihn herum 
laufen, erst dann entfaltet sich dem Auge rege menschliche Ak­
tivität in engen Giißchcn hinter hohen Wallen zwischen Berg 
und offenem Meer.
Im Geburtsjahr von Ritsos findet in Griechenland die söge- 
nunnlc »bürgerliche Revolution« statt, die das Land von der 
Monarchie Georgs 1. in eine »königliche Demokratie« umwon- 
dclt und Großgrundbesitzer durch großzügige Staatsabfindung 
zu »Kapitalisten«, Grundbesitz zu Finanzkapital werden laßt. 
Wer dem Umschwung nicht folgen kann, die Zeichen der neuen 
Zeit nicht erkennt, kann schnell verarmen, wie Ritsos’ Vater, 
der zusammen mit dem alten feudalistischen Griechenland 
bankrott macht und sich -und seine Familie finanziell ruiniert. 
Ritsos und seine drei Geschwister, der Bruder Dimitris und die 
Schwestern Lula und Nina, erleben den sozialen Abstieg der 
Familie bis zur totalen Verurmung mit und müssen, auch kör­
perlich, früh darunter leiden. 1921 sterben die Mutter und der 
Bruder, beide an Tbc. Ritsos verläßt Monemvasia und besucht 
das Gymnasium in Gylhion. Griechenland erhält nach der so­
genannten »kleinasiatisdien Katastrophe« von 1922, die nichts 
anderes war als der größenwahnsinnige Versuch, ein panhel- 
Ionisches Imperium bis weit in die Türkei zu errichten, zum 
ersten Mal eine liberale republikanische Regierung. Sic ist 
nicht von langer Dauer. 1925 kommt cs zum Militärputsch 
durch den General Pangalos. Im Herbst dieses Jahres geht Rit­
sos nach Athen. Er schreibt sich in der Athener Ballettschule 
Morianov ein, um Ausdruckstanz zu studieren, gibt dies aber 
bald auf, weil er seinen Lebensunterhalt verdienen muß. Er 
verdingt sich als Sekretärin! Notarintsbiiro der »Nationalbank«. 
Die Militärdiktatur Pangalos' dauert bis 1926, ein erneuter 
Staatsstreich leitet die zweite Republik unter dem rechtslibe­
ralen Venizelos ein. Im selben Jahr erkrankt Ritsos selbst an 
Tuberkulose; er kehrt für kurze Zeit nach Moncmvasiu zurück, 
geht aber im Herbst wieder nach Athen -  wahrscheinlich aus 
zwingenden finanziellen Gründen -, uin als Sekretär beim An­
waltsverein zu arbeiten. Die Krankheit verschlimmert sielt, Rit­
sos muß bis 1929 in ein Lungensanatorium; nicht Davos, ver­
steht sich, sondern eine jener Anstalten, die mehr an Armen­
häuser als an Kliniken erinnern. In dieser Zeit kommt er -  
Realität als literarischer Topos! -  zum ersten Mal in Be­
rührung mit dem Gedankengut des Sozialismus, dessen poli­
tische Organisation in Griechenland die 1920 gegründete KPu 
ist. In den USA werden Sacco und Vunzctti hingcrichtct, in 
Griechenland ermöglicht der »liberale« Venizelos per Gesetz 
die Errichtung der ersten Dcportalionslager für politische Ge­
fangene. Es kommt zur Weltwirtschaftskrise. Nach seiner ersten 
Veröffentlichung (»Das alte Haus«, 1927) beginnt Ritsos die 
Arbeit an den beiden Gedichtbänden »Traktor« und »Pyrami­
den«. 1931 wird er aus dem Sanatorium entlassen und kehrt 
nach Athen zurück, wo er als Schauspieler, Rezitator und Re­
gisseur beim Athener Arbeiterverein tätig wird. Bis 1934 ist 
er, unter anderem als Choreograph, beim Theater, schreibt je­
doch gleichzeitig für die sozialistische Zeitschrift »Avantgarde« 
und das Organ der KPG, den »Rizospastis«. Die Gedichtbändo 
»Traktor« und »Pyramiden« erscheinen, Ritsos gilt als sozia­
listischer Dichter. 1935 erlebt Griechenland wieder eine Ver­
fassungskrise. Die Armee erzwingt durch ein Scheinplcbiszit 
die Wiedereinführung der Monarchie. Georg II. besteigt clcn 
griechischen Thron. Eine seiner ersten Amtshandlungen bestellt 
darin, den Arraeegeneral Joannis Metaxas 1936 zur Errichtung 
der ersten faschistischen Militärdiktatur in Griechenland zu er­
mächtigen, um »der kommunistischen Gefahr« zu begegnen. 
Tatsächlich hatte die KPG nur 4 #/o der Wählerstimmen und 
besaß ganze 15 von 256 Parlamentssitzen, ln Thessaloniki wird 
ein Streik der Tabakarbeiter blutig niedergeschlagen, es gibt 
30 Tote und mehrere hundert Verletzte. Ritsos schreibt auf 
diese Ereignisse den berühmten »Epitaphios«-Zyklus, der ihn 
für die Staatsorgane endgültig als »gefährlichen Kommunisten«
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abstempelt. Zehntausend Exemplare des »Epitaph« werden 
gedruckt und sofort von Mctaxas verboten. Zweiundzwanzig 
Jahre spater sind diese Verse durch die Vertonung von Mikis 
Theodorakis weltbekannt, weitere zehn Jahre später erneut als 
»kommunistische Lieder« verboten. Nach den ersten Gedicht­
veröffentlichungen in der führenden griechischen Litera tu rzeil- 
schrift »Nea Grammata« erscheint 1937 der Zyklus »Das Lied 
meiner Schwester«, den Ritsos für die ein Jahr zuvor als Gei­
steskranke in eine Nervenklinik eingelieferte Schwester Lula 
schrieb. Diese Gedichte machen ihn auf einen Schlag in ganz 
Griechenland berühmt. Sie werden von der Kritik emphatisch 
aufgenommen, auch von solchen Kritikern und Kollegen, die 
keinesfalls links stehen. Kostis Palamas, damals einer der ton­
angebenden »Päpste« der griechischen Literatur, beglück­
wünscht ihn und veröffentlicht 1938 in der Zeitung »Elefthcro 
Vima« eine enthusiastische Eloge auf seine Poesie, die in einem 
Gedicht »An Jannis Ritsos« gipfelt: » . . .  Wir treten zur Seite, 
Dichter, damit du vordringst.« (Elefthcro Vima, 25. 6. 1938) 
Ritsos selbst hält sich zu der Zeit wieder in einem Sanatorium 
auf und kehrt erst Ende 1938 nach Athen zurück. Während 
seiner Arbeit für das griechische Nationaltheater stirbt der Va­
ter. Im April 1939 besetzen die Truppen Mussolinis Albanien, 
im September bricht der 2. Weltkrieg aus, 1940 kommt es zum 
Krieg zwischen Italien und Griechenland, die griechische Ar­
mee dringt bis nach Albanien vor und schlägt die italienischen 
Truppen zurück; 1941 fällt Hitlers Wehrmacht in Griechenland 
ein, um den verbündeten Italienern zu Hilfe zu kommen. Grie­
chenlands regierende Klasse kollaboriert mit der faschistischen 
deutschen Okkupationsarmee, das Volk leistet Widerstand. Rit- 
sos’ Lungenkrankheit verschlimmert sich bis zum totalen kör­
perlichen Zusammenbruch. Die Hellenische Antifaschistische 
Front (EAM) wird gegründet, in der sich die Widerstands­
kräfte des Landes -  hauptsächlich Sozialisten und Kommuni­
sten -  sammeln; die deutsche Wehrmacht marschiert in Athen 
ein. Das Land wird in drei Besatzungszonen aufgeteilt: eine 
bulgarische, eine italienische und eine deutsche. Manolis Glezos 
reißt in einem symbolischen Akt die Nazifahnc von der Akro­
polis, die EAM stellt ihre Nationale Befreiungsarmee ELAS 
auf. Auf dem Hymettos-Hügel werden drei riesige Buchstaben 
entzündet: E A M; 1942 tritt Ritsos trotz seiner schweren 
Krankheit, von der er sich nie ganz erholen wird, der EAM bei. 
Er n i m m t an der großen anüfaschistischen Massendemonstra­
tion vom 25. März teil und betätigt sich aktiv in der Kultur­
abteilung der EAM. 1944 besiegen die griechischen Volksbe­
freiungstruppen die deutsche Besatzungsarmee; die EAM kon­
trolliert den größten Teil des Landes. Zum ersten Mal besteht 
begründete Aussicht auf eine vom Volk getragene demokra­
tische Regierung Griechenlands. Aber es kommt anders. Die 
ehemaligen griechischen Nazi-Kollaborateure, von denen nicht 
wenige später in der Junta-Regierung sitzen, die englischen Al­
liierten, die großbürgerlidie griechische Exilregierung, sie zie­
hen am selben Strang gegen die EAM-Partisanen. Das Ab­
kommen zwischen Stalin und Churdiill überläßt Griechenland 
zudem der britischen »Interessensphäre«. Die deutsche Okku­
pationsarmee zieht ab, die englischen Besatzungstruppen mar­
schieren ein, die Fronten haben sich kaum geändert, der Kampf 
geht weiter. Die Engländer übernehmen es, die bewaffneten 
griechischen Befreiungsorganisationen gewaltsam und blutig zu 
zerschlagen. Es kommt zu den berüchtigten »Dezemberereig­
nissen«, in deren Verlauf wochenlang erbittert um Athen ge­
kämpft wird. Die britische Armee, unterstützt von der griechi­
schen Rechten, schlachtet Tausende griechischer Partisanen ab. 
Die »Dekembriana«, deren Chronologie später der griechische 
Filmemacher Angelopoulos in seinem Film » 0  Thiasos« ins­
zeniert und die seit jeher in Griechenland Stoff für eine blut­
rünstige antikommunistische Greuelpropaganda bieten, sie bil­
den den Auftakt für einen bis 1949 anhaltenden grausamen 
Bürgerkrieg. 1945 steht die ELAS vor ihrer Niederlage. Ritsos 
flieht mit den Resten der geschlagenen ELAS-Truppen nach 
Mazedonien, arbeitet dort am »Volkstheater Mazedonien«. In 
Varkiza wird zwischen den Engländern und der Führung der 
Befreiungsorganisationen die Entwaffnung der Partisanen und 
die Aburteilung der Kollaborateure vertraglich abgemacht. Der 
erste Vertragspunkt wird rigide kontrolliert, der zweite steht 
nur auf dem Papier. Nach dem Vertrag von Varkiza kehrt 
Ritsos mit den anderen nach Athen zurück. Einige der regio­
nalen Widerstandsführer erkennen die Abmachung nicht an 
und führen den Kampf von den Bergen aus Weiter. Der be­

rühmteste unter ihnen ist der »Kapctanios« Aris Veiouchiotis. 
Ritsos schreibt 1945 für ihn den »Nachtrag des Ruhms«, der 
erst dreißig Jahre später erscheint. 1946 erzwingt die monar­
chistische Minderheit in Griechenland die Rückkehr König Ge­
orgs II. Die Jagd auf »Rote«, Kommunisten, Sozialisten und 
Demokraten nimmt offene Formen an. 1947 erklären die USA 
im Zuge der Truman-Doktrin Griechenland zum amerika­
nischen Interessengebiet. Es findet eine Wachablösung britischer 
und amerikanischer Invasionstruppen statt. Die Menschenjagd 
geht weiter. Von 1947 bis 1949 investiert die US-Rcgicrung 
insgesamt 797 Millionen Dollar zur Ausschaltung der »revolu­
tionären Bewegung« in Griechenland. Zum größten Teil mit 
diesem Geld werden nach dem einschlägigen Gesetz von 1929 
auf den Inseln Makronissos, Jaros, Limnos und Aji Strati so­
genannte »Umerziehungslager« für Bürger errichtet, die im 
Verdacht kommunistischer Umtriebe stehen. Dreißigtausend 
griechische Demokraten werden auf diesen KZ-Inscln inter­
niert. Jannis Ritsos ist unter den ersten, die 1948 verhaftet wer­
den. Man deportiert ihn zunächst nach Limnos. Die wenigsten 
überleben. Wer den Treuecid auf die griechische Monarchie 
nicht leistet und nicht den Strapazen der täglich fünfzehnstün­
digen Zwangsarbeit und der regelmäßigen Folter, unter ande­
rem durch Scheinexekutionen, erliegt, wird vielleicht bei den 
tatsächlichen Exekutionen erschossen. Der lungenkranke Rit­
sos überlebt. Er wird 1949 nach Makronissos und 1950 nach 
Aji Strati überstellt, wo er bis 1952, ohne den berüchtigen Eid 
zu unterschreiben, in Haft bleibt. Ritsos überlebt schreibend. 
Er verstummt nicht. Die »Makronissiotika« entstehen, »Die 
Viertel der Welt«, »Steinzeit«, die »Tagebücher der Verban­
nung«,

»Drei große Buchstaben
mit Kalk auf die Wirbelsäule von Makronissos geschrieben . . .
A. Verbanntcnbataillon
B. Verbanntenbataillon
C. Verbanntenbataillon . , .
Und das Meer der Ägäis war blau wie immer 
sehr blau, nur blau.
Ach ja, wir sprachen einmal von einer Ägüis-Pocsie . . .«
(Jannis Ritsos, aus: »A.B.C.«)

O'iz. WeLiiC VC*» » €a »iiii üabet handelt und 
unter welchen Bedingungen sie geschrieben wird, verdeut­
licht Ritsos zwanzig Jahre später während seiner erneuten KZ- 
Haft in dem hier auf genommenen Gedicht »Herakles und wir«:

»Unsere einzigen Urkunden: drei'Worte: Makronissos, Jaros, Lcros. 
Und wenn euch unsere Verse

eines Tages ungeschickt erscheinen, denkt nur daran, daß sie ge­
schrieben wurden

unter den Augen der Wächter und mit der Lanze immer in unserer 
Seite.«

1952 entläßt man den Dichter. Inzwischen war die KPG per 
Gesetz 509/49 verboten worden, hatte es wieder eine neue 
Regierungskrise in Athen gegeben, in deren Verlauf Marschall 
Papagos die Macht übernahm, war die Vereinigte Demokra­
tische Linke (EDA) als einzige zugelassene, quasi Nachfolge­
organisation der KPG gegründet worden. Ritsos kehrt nach 
Athen zurück und tritt sofort der EDA bei. Griechenland wird 
NATO-Mitglied. Der griechische Widerstandskämpfer Nikos 
Beloyannis, 1951 von einem Sondergericht der Regierung Pa­
pagos zum Tode verurteilt, wird trotz weltweiter Proteste 1952 
hingerichtet. Ritsos widmet ihm das im gleichen Jahr erschie­
nene Poem »Der Mann mit der Nelke«. Marschall Papagos 
erzwingt die berüchtigte »Verfassungsrevision von 1952«, die 
Griechenland zu einer »parlamentarischen Diktatur« macht. 
1954 heiratet Ritsos die Ärztin Psalitsa Georgiadi; seine 
»Nachtwache« mit der berühmten >Romiossini<(»Gräzität«) er­
scheint. Ein Jahr später wird seine Tochter Eleftheria geboren. 
Er schreibt für sie den Zyklus »Morgenstern«. Papagos stirbt. 
König Paul, Nachfolger Georg II. Ernennt ohne jeden parla­
mentarischen Auftrag Konstantin Karamanlis zum neuen Re­
gierungschef. Unter seinem Regime wird jede politische Oppo- 
siüon ausgeschaltet, die nie abgeschafften Strafinseln, Konzen­
trationslager und Gefängnisse sind mit linken Oppositionellen 
gefüllt. Deportationen politischer Gefangener, Bespitzelung, 
Terrorisierung durch paramilitärische Verbände und eine über­
mächtige politische Polizei bestimmen das gesellschaftliche 
Klima Griechenlands. 1956 besucht Rit$os als Korrespondent 
der von Manolis Glezos als Organ der EDA herausgegebenen 
Zeitung »AVGHI« die Sowjetunion. Er erhält den griechischen



         Staatspreis für seine »Mondscheinsonate«. Reisen nach Rumii- 
nien, Bulgarien und Kuba schließen sich an. Mehrere Gedicht- 
bände erscheinen. 1958 erhält die EDA bei den Parlaments- 
wählen 34,8 4/a der Stimmen -  ein alarmierendes Ergebnis für 
die regierende Rechte der National-Radikalen Union (ERE) 
von Karamanlis. Man beschließt, die nächsten Wahlen besser 
zu »organisieren«. Ais erstes wird der Herausgeber der 
»AVGHI«, Manolis Glczos, verhaftet und wegen Spionage zu 
vier Jahren Gefängnis verurteilt. Bei den Wahlen von 196t 
geht die ERE gezielt vor: mit Hilfe des von Karomanlis in 
Auftrag gegeben »Perikles-Plans« (den u. a. der spätere Dik­
tator, Oberst Papadopoulos, zu beaufsichtigen hatte), eines 
Komplottes zwischen höheren Armee-Offizieren und dem staat­
lichen griechischen (vom CIA kontrollierten) Geheimdienst 
KYP, das im Falle einer Gefährdung des »Wahl «-Sieges der 
Rechten die Intervention der Armee vorsah, und mit massiven 
Terrorakten und Wahlfälschungen erreicht die ERE 50,8 °/o 
der Stimmen, die EDA trotz allem 14%. Die bürgerlich-de­
mokratische Mitte schließt sich unter Führung Georg Papan­
dreous in der Zentrums-Union (EK) zusammen. Es kommt zu 
erheblichen Aufständen, Streiks und anhaltenden Demonstra­
tionen gegen die Regierung Karamanlis. 1963 reist Ritsos nach 
Rumänien, in die Tschechoslowakei (wo er wieder krank wird 
und in die Klinik »Ostrowa« eingelicfert werden muß; hier 
schreibt er das gleichnamige Poem), nach Ungarn und in die 
DDR. Günter Kunert traf ihn dort in der Redaktion des 
»Sonntag« und vermerkt später darüber: »Sein Aussehen, ty- 
pologisch nahe dem männlichen Hollywood-Ideal der dreißi­
ger Jahre, solchen Schnurrbart kreierte Adolphe Mcnjou, hotte 
nicht den allergeringsten Bezug zu meinen Vorstellungen von 
dem griechischen Dichter...«.
Nach einem Pazifisten treffen, 19G3 in Thessaloniki, wird der 
EDA-Abgeordncte Grcgorios Lambrakis ermordet. Bei den Un­
tersuchungen stellt sich heraus, daß dieses Attentat in Zusam­
menarbeit polizeilicher, paramilitärischer und von Thron und 
Regierung subventionierter Kräfte nach einem vom Regime 
selbst abgesegneten Plan erfolgte; ein wahrer Volksaufstand 

• bricht los, der die Regierung Karamanlis zum Rücktritt zwingt. 
Bei den allgemeinen Wahlen vom 3. 11. 1963 geht die EK von

Georg Papandreou als Sieger hervor, weigert sich jedoch, mit 
der Unken EDA zu kooperieren. Die Wahlen müssen wieder­
holt werden. Bei den Neuwahlen 1964 kandidiert Jannis Rit­
sos für die EDA, die 13 °/o der Summen auf sich vereinigen 
kann. Die EK Papandreous bekommt 53 °/o und stellt die Re­
gierung. König Paul stirbt, sein Sohn Konstantin folgt ihm auf 
den Thron. In einer Art monarchistischen Staatsstreiches stürzt 
der frischgebackene König Konstantin, der sich bis dahin al­
lenfalls bei den Segeltörns der »Kieler Woche« ausgezeichnet 
halte, die Regierung Papandreou, ohne auch nur den Anschein 
von Legalität zu bewahren. Der illegale Kraftakt des Königs­
hauses bildet den Auftakt für den zwei Jahre später erfolgten 
Putsch der Obristen. Am 31 . April 1967 fahren nach dem 
NATO-Plan »Prometheus« unter vorsorglichem Schutz der 
6. US-Flotte Panzer in Athen auf. Die Massenverhaftungen 
setzen noch in derselben Nacht ein. Wieder ist Jannis Ritsos 
unter den ersten Festgenommenen. Er wird zunächst nach Ja- 
ros, später nach Leros deportiert. Die Geschichte wiederholt 
sich, vielleicht um einiges lächerlicher, ober um nichts humaner 
geworden. 1968 wird der prominente politische Häftling Ritsos 
zur Untersuchung in ein Athener Krankenhaus überwiesen, an­
schließend zurück nach Leros transportiert, später in Karlo- 
vassi auf der Insel Samos unter Hausarrest gestellt. Papan­
dreou stirbt. Uber eine halbe Million Griechen findet sich zu 
seiner Beerdigung in Athen ein und macht sie zu einer anti­
faschistischen Massenkundgebung. 1970 wird der Hausarrest 
für Ritsos aufgehoben. Er ist schwerkrank und muß in Athen 
operiert werden. Seine Uberlebensstrategie ist immer noch die­
selbe (» Hypothek «):

»Er sagte: Ich glaube an die Dichtung, die Liebe, den Tod, 
gerade deshalb glaube ich an die Unsterblichkeit. Idi schreibe einen 

Vers,
ich schreibe die Welt; ich existiere; die Welt existiert.
Aus der Spitze meines kleinen Fingers strömt ein Fluß.«

1974 endet der versuchte Staatsstreich griechischer Faschisten 
auf Zypern mit der Invasion türkischer NATO-Truppcn auf 
der Insel und ihrer Teilung. Die Athener Junta stürzt. Kara­
manlis kehrt aus elfjährigem französischen Exil nach Griechen­
land zurück und übernimmt wieder die Macht. Griechenland

I
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wird nach einem Volksentscheid gegen die Monarchie Republik, 
die drille seit Bestehen des griechischen Staates. Jannis Ritsos 
ist in Freiheit, er lebt zurückgezogen, arbeitet und meidet die 
große Öffentlichkeit. Sein Aussehen hat sich geändert, von 
Adolphe Menjou keine Spur mehr. Seine Poesie hot sich in 
ihrem Wesen nicht geändert. Was er zum Tod des griechischen 
Widerstandskämpfers Alckds Panagoulis im Mai 197G schreibt, 
faßt die Lebensspanne eines großen Dichters in einem gequäl­
ten Land zusammen:

»Wir schwiegen 
jahrelang schwiegen wir 
wieder Schweigen? 
wieder alles zu?
Und das Gedicht
mit Fingernägeln an die Wand«.
(aus der unvcröffcntlidncu Gedichtsammlung »Exndaktylos«)

Jannis Ritsos' Gedichte sind in über 3 4  Sprachen übersetzt. Er 
selbst wurde bisher mit einer Reihe internationaler Preise und 
Ehrungen ausgezeichnet. 195G der griechische Siaatspreis für 
Lyrik, 1970 Ernennung zum Mitglied der Mainzer Akademie 
der Wissenschaften und der Literatur; 1972 der Internationale 
Lyrik-Preis der Biennale in Knokkc* unter Vorsitz von Sen- 
ghor; 1974 der Dimilroff-Preis, 1975 der Alfrcd-dc-Vigny- 
Preis, 1976 der Taormina-Preis, 1977 der Lenin-Fricdcns-Preis; 
den Nobel-Preis bekam dieser Dichter, den Poeten aus der 
Dritten und der Ersten Welt in seltener Einmütigkeit für einen 
der Größten halten, bislang nicht. 19G3 ging er an den Athener 
Dichter und Diplomaten Georgios Sefcris; im Jahr der Lom* 
brokis-Ermordung ehrte man in ihm das altväterlich geweihte 
Seherwort aus sicherer Ferne. 1979 erkannte die schwedische 
Jury wieder einem onderen Griechen den Nobelpreis zu: Odys- 
scas Elytis, dem einsamen, abstinenten Schweiger, dessen Poesie 
in übersinnlicher Magie schwelgt. Wolfram Schütte schrieb da­
mals in der »Frankfurter Rundschau«: »Selbst Kenner der grie­
chischen Literatur hüllen, anders als die schwedische Jury, nicht 
auf Elytis getippt, wenn die Frage der Nobelpreiswürdigkcit 
eines griechischen Autors gestellt wurde. Da fiel immer der 
Name von Jannis Ritsos. Offenbar hat er für die Nobelpreis* 
vergeber einen Makel: er ist Kommunist; nebenbei, noch Mei­

nung auch nicht-kommunistischer griechischer und nidit-gric- 
chischer Autoren ist er ein Lyriker von Weltrang.« (FR. v. 
19. 10. 1979)

Die vorliegenden Gedichte entstanden in den Jahren 1968 und 
1969 auf den berüchtigslon der griechischen KZ-Inscln Joros, 
Leros, sowie in Karlovassi auf Samos. Die Erstausgabe er­
schien 197t auf französisch und griechisch bei Galliinard in 
Paris unter dem Titel »Pierres, Röpötitions, Barreaux«, mit 
einem legendär gewordenen Vorwort Aragons. Die ein Jahr 
später bei Kedros in Athen -  während der sogenannten »Libc- 
ralisierungsphase« der Diktatoren -  veröffentlichte griechische 
Ausgabe »Petres, Epanalipsis, Kiglidomata« enthält vicrund- 
sechzig Gedichte mehr, von denen die meisten zuvor in ver­
schiedenen Übersetzungen (englischen, deutschen, itolienisdien, 
schwedischen) und unter anderen Titeln publiziert worden wa­
ren. Die im »Rotbuch« zustandegekommene deutsche Fassung 
folgt der zweisprachigen Erstausgabe von 1971, zu deren Er­
scheinen Aragon schrieb:
»Wir sollten ein wenig bei dem dreifadien Titel »Steine, Wie­
derholungen, Gitter« bleiben, durch den wir uns eine Vorstel­
lung machen können von zwei kreativen Jahren unter einzig­
artigen Bedingungen; etwa so, als öffnete man eine Tür nach 
der anderen zu den Zimmergeheimnissen ein und desselben 
Hauses. »Steine« . . .  das Grauen vor den toten Statuen und 
Sockeln, den zerbrochenen Säulen. Ich kenne cs, dieses Schwei­
gen, bei dem das Gras wächst und trocknet und das dennoch 
mehr eines der Menschen als der Ruinen ist. Ein Leben jenseits 
des Lebens, wie das, das für mich zu grausam wäre zuzugeben: 
»... Vor dem Schlafen und nach dem Erwachen fuhr er fort, 
seine Zähne regelmäßig zu putzen mit seiner alten, abgenutzten 
Zahnbürste.«
Man kann etwas Schlimmeres sagen, und doch ist da eine zweite 
Station des Kreuzweges, diese lange Etappe, bei der die Schritte 
»Wiederholungen« genannt werden. Ich kann ihr Echo beim 
Aufstieg gut vernehmen, vielmehr das, wovon sie ein Echo 
sind: das andere, das antike Griechenland, wo alles zum bitte- 
ren Bild der Gegenwart wird; obwohl wir -  wie Ritsos sagt -  
nicht Kinder der Götter, sondern Söhne der Sterblichen sind: 
»Keinesfalls fühlen wir uns unterlegen, noch senken wir den 
Blick. / Unsere einzigen Urkunden: drei Worte: Makronis- 
sos, Jaros, Leros...«


